
Zahlreiche Vertreter des öffentlichen Lebens feierten mit den Mit-
gliedern der DGVN im März in der deutschen Hauptstadt das 50-
jährige Bestehen der Gesellschaft und blickten gemeinsam mit dem
Bundesaußenminister auf die am 10. Mai 1952 in Heidelberg erfolg-
te Gründung zurück. Willkommen geheißen wurden die Gäste vom
DGVN-Vorsitzenden Klaus Dicke, der unter den Anwesenden auch
die früheren Vorsitzenden Annemarie Renger und Helga Timm be-
grüßen konnte. Dicke erinnerte an die »Wechselbäder der Gefühle«,
denen in den letzten Jahren gerade diejenigen ausgesetzt waren, 
die die Tätigkeit der Vereinten Nationen verfolgen und begleiten:
»Zwischen Nobelpreisen und Srebrenica, zwischen wiedererlangter
Handlungsfähigkeit des Sicherheitsrats und dem alljährlich drohen-
den finanziellen Zusammenbruch, zwischen den Erfolgen in der Er-
richtung internationaler Strafgerichtsbarkeit hier und ... Rwanda
dort – es ist wahrlich nicht leicht, allein mit dem Kompaß der UN-
Charta Kurs zu halten in der Weltpolitik seit Ende des Ost-West-
Konflikts.« Dennoch habe für die DGVN die Aufgabe des Kurshal-
tens, der »immer öfter die Notwendigkeit eines Kurssuchens« voran-
gehe, erst begonnen. Eine Kursbestimmung der UN-Politik Deutsch-
lands im gegenwärtigen Umfeld unternahm anschließend der Bun-
desminister des Auswärtigen, Joschka Fischer. Nachstehend wird
die schriftliche Fassung seines Festvortrags wiedergegeben, die er
mündlich um einige aktuelle Bemerkungen zu der bedrückenden po-
litischen Entwicklung in Simbabwe und zur Friedenspolitik ergänzte.

Ich gratuliere der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen
sehr herzlich zum 50. Geburtstag und freue mich, dieses Jubiläum
heute mit Ihnen zu feiern. Aus den vielen 50. Jahrestagen, die wir in
diesen Monaten begehen und die an die Gründung der Bundesrepu-
blik und den Aufbau ihres politischen und gesellschaftlichen Lebens
erinnern, sticht die DGVN wegen einer Besonderheit heraus: sie war
1952 der Realität in Deutschland weit voraus.
Erst 20 Jahre nach ihrer Gründung wurde mit der Ostpolitik der Re-
gierung Brandt die Grundlage für die Mitgliedschaft der beiden deut-
schen Staaten in den Vereinten Nationen geschaffen. Und doch hing
die Gründung der DGVN unmittelbar zusammen mit den außenpoli-
tischen Weichenstellungen, die nach der Katastrophe des National-
sozialismus schon in den fünfziger Jahren den weiteren Weg der Bun-
desrepublik prägten: die sWestbindung und die amerikanische Si-
cher-heitspräsenz, die Aussöhnung mit Frankreich und die europäi-
sche Einigung, ein hohes Maß an multilateraler Einbindung und eine
Politik der Verläßlichkeit gegenüber unseren Partnern.
Diese Grundlinien prägen die deutsche Außenpolitik bis heute und
werden es auch Zukunft tun. Dennoch haben sich die Rahmenbedin-
gungen seit 1989 unübersehbar verändert. Im Schatten der Block-
konfrontation wurden die vielfältigen Entwicklungen, die wir heute
unter dem Begriff der Globalisierung zusammenfassen, kaum wahr-
genommen. Seit 1989 ist das Gefühl der Dringlichkeit für die globa-
len, alle nationalen Grenzen überschreitenden Probleme gewachsen:
Klimaerwärmung, Bevölkerungsexplosion, Umweltzerstörung und
Ressourcenknappheit, Krankheiten wie die Immunschwäche Aids,
die Proliferation von Massenvernichtungswaffen oder das Problem
der sogenannten ›failing states‹. Und bei der Suche nach möglichen
Lösungen für diese komplexen Herausforderungen richten sich die
Erwartungen immer wieder auf die einzige internationale Organisa-
tion, die auf Grund ihrer umfassenden Mitgliedschaft und der Breite
ihrer Instrumente dazu geeignet erscheint – auf die Vereinten Natio-
nen. Wer, wenn nicht die Vereinten Nationen, hat die Legitimität,

diesen Problemen Vereinbarungen und Strukturen entgegenzuset-
zen, die weltweite Verbindlichkeit beanspruchen können?
Gleichzeitig ist seit 1989/90 auch das vereinte Deutschland aus dem
Schatten des Kalten Krieges herausgetreten – auf eine Art und Wei-
se und mit Folgen, die vielen Menschen bei uns noch nicht wirklich
bewußt geworden sind. Die Erwartungen an dieses geeinte Deutsch-
land sind immens gewachsen. Unsere erste außenpolitische Priorität
ist die Vollendung der europäischen Integration – aber auch bei die-
sem Projekt tritt die Frage nach der Rolle und der Handlungsfähig-
keit Europas in der Welt immer stärker in den Vordergrund. Diese
Antwort muß Deutschland nicht nur mitformulieren, es muß sie auch
durch sein Handeln mittragen und mitverantworten. Es geht nicht um
eine Rückkehr oder vielmehr Flucht in eine vermeintlich harmlose
›Normalität‹, sondern um unsere Freiheit zu internationaler Verant-
wortung, auch und gerade in den Vereinten Nationen.
Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen hat die deut-
sche UN-Politik seit fünf Jahrzehnten engagiert begleitet – informie-
rend und mobilisierend, forschend und werbend. Dafür möchte ich
allen, die daran tatkräftig mitgewirkt haben – Wissenschaftlern und
Praktikern, Publizisten und Politikern, manche hauptberuflich, viel
mehr noch ehrenamtlich – im Namen der Bundesregierung sehr herz-
lich danken. Über Parteigrenzen und unterschiedliche Fachdiszipli-
nen hinweg haben Sie über 50 Jahre all jene zusammengeführt, die
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Rede des deutschen Außenministers auf dem Festakt der DGVN 
am 19. März 2002 in Berlin JOSCHKA FISCHER

Noch viele Jahre ...
Ich freue mich, Ihnen anläßlich des 50-jährigen Bestehens der Deut-
schen Gesellschaft für die Vereinten Nationen meine besten Wün-
sche zu übermitteln. Ihre Gesellschaft, die bald nach der Gründung
der Vereinten Nationen selbst entstand, ist zu einem der wichtigsten
Partner der Zivilgesellschaft für die Vereinten Nationen in Deutsch-
land geworden.
Heute verkörpert das Konzept der Partnerschaften die Zukunft der
Vereinten Nationen. Die Erweiterung und Vertiefung unserer Ver-
bindungen zur Zivilgesellschaft und zum privaten Sektor ist eine ab-
solute Notwendigkeit, wenn wir bei unserer Arbeit für Frieden und
Entwicklung erfolgreich sein wollen. Partnerschaften sind nicht nur
auf Arbeitsebene notwendig, sondern auch im Bereich des politi-
schen Diskurses. Gerade in diesem Bereich hat sich die DGVN
durch ihre Forschungstätigkeit und Studien zu zahlreichen globalen
Fragen besonders profiliert. Mit ihren Kontakten zu Wirtschaft, Par-
lament, Wissenschaft, nichtstaatlichen Organisationen und anderen
Akteuren hat Ihre Gesellschaft unschätzbare Dienste geleistet, um
das Bewußtsein der Öffentlichkeit auf wichtige Anliegen der Ver-
einten Nationen zu lenken. Ich möchte Ihnen besonders für Ihre Un-
terstützung meiner Initiative für einen Globalen Pakt danken, die
Unternehmen dazu bewegen soll, die Prinzipien der Menschenrech-
te, der Arbeitsstandards und des Umweltschutzes in ihre Strategien
und Unternehmenspraxis zu integrieren. 
Gemeinsam wollen wir die Vereinten Nationen im 21. Jahrhundert
weiter stärken und unser gemeinsames Ziel von weltweitem Frieden
und Fortschritt verfolgen. Ich hoffe, daß die DGVN dabei weiterhin
eine führende Rolle als Forum für offene, kritische und konstrukti-
ve Debatten zu allen Arbeitsbereichen der Vereinten Nationen spie-
len wird.
Liebe Freunde, alles Gute zum Geburtstag. Möge Ihre Gesellschaft
noch viele Jahre ihre erfolgreiche Tätigkeit fortsetzen.

Grußbotschaft des Generalsekretärs
der Vereinten Nationen, Kofi Annan,

anläßlich des 50-jährigen Bestehens der DGVN



sich in Deutschland den Zielen der Vereinten Nationen verpflichtet
wußten und wissen.
Lassen Sie mich aber an den Dank die Bitte anschließen, in dieser
Arbeit nicht nachzulassen. Die kooperative internationale Ordnungs-
politik, die unsere Welt so dringend braucht, ist ohne die Vereinten
Nationen nicht zu realisieren. Abstrakt ist das leicht einsichtig und
kaum umstritten. Aber wenn es an die Verteilung knapper Ressour-
cen geht, dann braucht die deutsche UN-Politik mehr denn je eine
starke Lobby. Wie wichtig die Unterstützung von Parlament und Öf-
fentlichkeit für multilaterale Politik ist, zeigt sich besonders deutlich
an den freiwilligen Beiträgen für UN-Organisationen, etwa für das
Flüchtlingshilfswerk UNHCR und für UNICEF. Wir müssen uns
hier sehr anstrengen, um unserer Verantwortung nachkommen und
den hohen Erwartungen gerecht werden zu können. Es gilt der alte
Grundsatz: Die Vereinten Nationen sind nur so stark wie ihre Mit-
gliedstaaten sie machen – und wir brauchen eine effiziente und hand-
lungsfähige Weltorganisation.
Diese Bundesregierung hat sich seit ihrem Amtsantritt für eine poli-
tisch gestaltende Rolle der Vereinten Nationen eingesetzt und dazu
einen aktiven Beitrag geleistet: von der Mitwirkung am Zustande-
kommen der Resolution 1244 zur Beendigung des Kosovo-Kon-
flikts, über die Unterstützung der UN-Mission in Osttimor – ein En-
gagement, das damals in Deutschland auf bemerkenswertes Un-
verständnis stieß –, über eine treibende Rolle bei der Errichtung des
Internationalen Strafgerichtshofs, der schon sehr bald seine Arbeit
aufnehmen soll, bis hin zu den ›UN Talks on Afghanistan‹ im ver-
gangenen Dezember auf dem Bonner Petersberg.
Wohl nirgendwo sind die Herausforderungen, vor denen wir stehen,
so eindringlich und klar beschrieben wie in der Millenniums-Er-

klärung der Vereinten Nationen. Es ist ein bemerkenswertes Doku-
ment der Selbstverpflichtung der versammelten Staats- und Regie-
rungschefs, besser zu regieren und besser zusammen zu regieren –
auf der Basis gemeinsamer Grundwerte, mit konkreten Maßnahmen
für Frieden, Sicherheit und Abrüstung, bezifferten Entwicklungszie-
len wie der Halbierung der Armut, zum Umweltschutz, zu den Men-
schenrechten, zu Demokratie und guter Regierungsführung, zum
Schutz der Schwachen und der Stärkung der Vereinten Nationen.
Die Millenniums-Erklärung gibt uns den roten Faden vor, dem jede
Politik folgen muß, die sich an den Zielen von Frieden, ökologisch
und sozial gerechter Entwicklung und der Freiheit des einzelnen 
orientiert.
Der 11. September 2001 hat in der Weltpolitik vieles verändert. Die
Vereinten Nationen haben mit zwei eindrucksvollen Resolutionen
diese Herausforderung angenommen und den Kampf gegen den in-
ternationalen Terrorismus zur Sache der Staatengemeinschaft ge-
macht. Generalsekretär Kofi Annan hat aber zu Recht auch darauf
hingewiesen, daß keine der Herausforderungen, denen wir am 10.
September gegenüberstanden, weniger dringlich geworden ist. Zo-
nen politischer und sozialer Ordnungslosigkeit sind eben nicht allein
ein regionales Problem und eine menschliche Tragödie, sondern von
diesen Krisenherden, diesen ›schwarzen Löchern‹ der Weltpolitik,
geht eine existentielle Gefahr für den Weltfrieden aus. Dieser Gefahr
kann niemand allein Herr werden. Es braucht eine breite Koalition,
einen umfassenden Ansatz und einen langen Atem. Das Ziel müssen
funktionierende Staaten sein, die ihrer doppelten Verantwortung ge-
recht werden: gegenüber den eigenen Bürgern und Gesellschaften
ebenso wie als Wächter des gemeinsamen Lebens auf diesem Plane-
ten. Um dieses Ziel zu unterstützen, setzt sich die Bundesregierung
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auch in diesen Tagen auf der großen Konferenz ›Financing for De-
velopment‹ in Monterrey gegenüber den Entwicklungsländern für
eine Politik der Solidarität und Selbstverantwortung ein: mehr Ent-
wicklungshilfe und besserer Marktzugang für die Entwicklungslän-
der in Afrika und anderswo, aber zugleich klare Erwartungen an
›good governance‹ und den Schutz elementarer Menschenrechte.
Vergangene Woche war der Vorsitzende der afghanischen Über-
gangsadministration Hamid Karsai hier in Berlin zu Gast: Es ist – bei
allen Problemen, die uns noch lange begleiten werden – bemerkens-
wert, wieviel seit dem 11. September für die Menschen in diesem
Land erreicht worden ist – dank des Sturzes des Taliban-Regimes,
aber auch dank der entschlossenen Aufbauarbeit der Vereinten Na-
tionen unter Lakhdar Brahimi. In einem Land, das noch vor einem
halben Jahr vielen als unrettbar galt. Die Bundesregierung hat Af-
ghanistan langfristige, umfangreiche Hilfe zugesichert. Insbeson-
dere wollen wir dazu beitragen, die Sicherheit zu gewährleisten, 
die Polizei aufzubauen, Bildungsstrukturen wie die traditionsreiche
Amani-Oberrealschule zu rehabilitieren und – ganz wichtig – den
Frauen zu voller Teilhabe an der gesellschaftlichen Entwicklung zu
verhelfen.
Und welche Fortschritte haben wir auf dem Balkan erreicht: Heute
werden erstmals alle Länder von demokratisch gewählten Regierun-
gen regiert, der Diktator Milos��ević, der die Region zehn Jahre lang
von einem Blutvergießen ins nächste getrieben hat, muß sich heute
für seine Verbrechen vor einem internationalen Gericht verantwor-
ten. Serbien und Montenegro haben sich vergangene Woche nach
langem Streit auf einen Staatenbund geeinigt. Noch ist die Stabilität
der Region nicht selbsttragend, noch fehlt die Selbstverständlichkeit
regionaler Zusammenarbeit, die das integrierte Europa der EU so
stark macht. Aber erstmals hat diese europäische Krisenregion die
Chance, an das Europa der Moderne Anschluß zu finden. Und – auch
das verdient mit Blick auf die von den UN geforderte ›Kultur der
Prävention‹ besondere Beachtung – in Mazedonien ist es erstmals
auf dem Balkan gelungen, durch entschlossene diplomatische und
militärische Anstrengungen präventiv einen neuen blutigen Konflikt
zu verhindern.
All das ist alles andere als selbstverständlich. Es braucht politischen
Willen und die notwendigen Mittel – und auch die Entschlossenheit,
sich vom tragischen Verlust eigener Menschenleben nicht vom als
richtig erkannten Weg abbringen zu lassen. Vor allem aber braucht
es klare Maßstäbe. Für diese Maßstäbe stehen die Vereinten Natio-
nen. Für die wahrlich nicht immer leichte Umsetzung dieser Maßstä-
be haben sie und Generalsekretär Kofi Annan den Friedensnobel-
preis erhalten.
Der Schutz der Menschenrechte, der Dialog der Kulturen, der Kampf
gegen Armut und Unterentwicklung, die Eindämmung der Verbrei-
tung von Massenvernichtungswaffen, Trägermitteln und Kleinwaf-
fen – das sind alles sehr dicke Bretter, die gebohrt werden müssen.
Hier gehören Prinzipien und Pragmatismus eng zusammen. Ohne die
klaren Prinzipien, wie sie in der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte und den einschlägigen Konventionen vereinbart sind,
würde sich das pragmatische Handeln, das uns Schritt um Schritt ei-
ner wirklichen internationalen, multilateralen Ordnungspolitik im
Sinne einer Weltinnenpolitik näherbringen soll, in Beliebigkeit ver-
lieren. Aus dieser Überzeugung heraus werde ich morgen vor der
Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen in Genf die
Länder deutlich beim Namen nennen, in denen uns Menschenrechts-
verletzungen besondere Sorgen machen – auch wenn wir um die
vielfach begrenzten Möglichkeiten wissen, an dieser Lage umge-
hend etwas zu ändern. Wer den 11. September als Freibrief für mehr
Repression mißversteht, muß klar in die Schranken verwiesen wer-
den. Wer die Freiheit zugunsten der Sicherheit aufgibt, wird am En-
de beides verlieren.
Deutschland wird auch künftig eine aktive UN-Politik betreiben, die

unserem elementaren Interesse an einer kooperativen internationalen
Ordnung entspricht. Wir wollen mit der nichtständigen Mitglied-
schaft ab Januar 2003 zum zweiten Mal Verantwortung im Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen übernehmen. Wir engagieren uns
mit neuen Ideen und Vorschlägen, etwa der deutsch-französischen
Initiative für eine Konvention zum Verbot des reproduktiven Klo-
nens von Menschen. Und wir setzen uns dafür ein, die großen Welt-
konferenzen zu echten Impulsgebern zu machen: der Weltgipfel für
nachhaltige Entwicklung in Johannesburg im September ist eine
Chance zur Verankerung des Prinzips der Nachhaltigkeit in der in-
ternationalen Politik, die zehn Jahre nach der großen Konferenz von
Rio unbedingt genutzt werden muß.
Kofi Annan hat mit seiner Initiative eines ›Global Compact‹ einen
wichtigen Anstoß gegeben, die wachsende Zahl internationaler Ak-
teure für die Ziele der Vereinten Nationen zu nutzen. Wir haben die-
sen Ansatz in den letzten zwei Jahren mit einer Resolution zu globa-
len Partnerschaften unterstützt, die eine stärkere Einbeziehung von
Privatwirtschaft und Zivilgesellschaft in die UN-Arbeit vorsieht.
Diese Aufgabe stellt sich auch der DGVN und der deutschen Außen-
politik insgesamt. Eine multilateral orientierte Außenpolitik, die
dem hohen Grad politischer und wirtschaftlicher Verflechtung unse-
res Landes gerecht wird, kann nur dann dauerhaft gelingen, wenn sie
von einem breiten Konsens getragen wird. Interesse, Verständnis
und Unterstützung der Bevölkerung für eine solche Außenpolitik,
die über den eigenen Tellerrand hinausschaut und nicht auf kurzfri-
stige Schlagzeilen, sondern auf langfristige Strukturbildung setzt,
sind aber nicht selbstverständlich. Angesichts der neuen Herausfor-
derungen und der gewachsenen Erwartungen wird die Arbeit einer
Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen mehr denn je ge-
braucht. Ich wünsche Ihnen allen – auch im Interesse einer klugen
und erfolgreichen UN-Politik unseres Landes – für die nächsten 50
Jahre viel Erfolg!
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